
Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs 
(Deutschland) eingereicht am 3. Januar 2014 — 
Strafverfahren gegen Thi Bich Ngoc Nguyen und Nadine 

Schönherr 

(Rechtssache C-2/14) 

(2014/C 71/20) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Thi Bich Ngoc Nguyen 

Nadine Schönherr 

Weiterer Verfahrensbeteiligter: Generalbundesanwalt beim Bun­
desgerichtshof 

Vorlagefrage 

Sind Arzneimittel gemäß der Definition der Richtlinie 
2001/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
6. November 2001 zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes 
für Humanarzneimittel ( 1 ), die von den Verordnungen (EG) Nr. 
273/2004 ( 2 ) und (EG) Nr. 111/2005 ( 3 ) „erfasste Stoffe“ ent­
halten, gemäß Art. 2 Buchstabe a) dieser Verordnungen stets 
von deren Anwendungsbereich ausgenommen, oder ist dies le­
diglich dann anzunehmen, wenn die Arzneimittel so zusam­
mengesetzt sind, dass sie im Sinne der genannten Verordnungen 
nicht einfach verwendet oder leicht und wirtschaftlich extrahiert 
werden können? 

( 1 ) ABl. L 311, S. 67. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 273/2004 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 11. Februar 2004 betreffend Drogenausgangsstoffe; 
ABl. L 47, S. 1. 

( 3 ) Verordnung (EG) Nr. 111/2005 des Rates vom 22. Dezember 2004 
zur Festlegung von Vorschriften für die Überwachung des Handels 
mit Drogenaustauschstoffen zwischen der Gemeinschaft und Dritt­
ländern; ABl. 2005, L 22, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Korkein oikeus (Finn­
land), eingereicht am 6. Januar 2014 — Christophe Bohez/ 

Ingrid Wiertz 

(Rechtssache C-4/14) 

(2014/C 71/21) 

Verfahrenssprache: Finnisch 

Vorlegendes Gericht 

Korkein oikeus 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelführer: Christophe Bohez 

Rechtsmittelgegnerin: Ingrid Wiertz 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 1 Abs. 2 der Brüssel I-Verordnung ( 1 ) dahin aus­
zulegen, dass Rechtssachen, in denen es um die Vollstre­
ckung eines Zwangsgelds (astreinte) geht, das in einem die 
elterliche Sorge und das Umgangsrecht betreffenden Rechts­
streit zur Sicherung der Hauptverpflichtung festgesetzt wor­
den ist, nicht in den Anwendungsbereich der Verordnung 
fallen? 

2. Ist, wenn die vorstehend genannten Rechtssachen in den 
Anwendungsbereich der Brüssel I-Verordnung fallen, Art. 
49 dieser Verordnung dahin auszulegen, dass ein für jeweils 
einen Tag festgesetztes Zwangsgeld, das im Ursprungsmit­
gliedstaat an sich in der festgesetzten Höhe vollstreckbar ist, 
dessen endgültige Höhe sich aber aufgrund eines Antrags 
oder des Vorbringens des Zwangsgeldschuldners ändern 
kann, in einem Mitgliedstaat erst dann vollstreckbar ist, 
wenn seine Höhe im Ursprungsmitgliedstaat gesondert end­
gültig festgesetzt wird? 

3. Ist, wenn die vorstehend beschriebenen Rechtssachen nicht 
in den Anwendungsbereich der Brüssel I-Verordnung fallen, 
Art. 47 Abs. 1 der Brüssel IIa-Verordnung ( 2 ) dahin auszule­
gen, dass Durchsetzungs- und Sicherungsmaßnahmen, die 
die elterliche Sorge und das Umgangsrecht betreffen, zum 
Vollstreckungsverfahren im Sinne dieser Vorschrift gehören, 
für das das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats maß­
gebend ist, oder können sie einen Teil der Entscheidung 
über die elterliche Sorge und das Umgangsrecht darstellen, 
der nach der Brüssel IIa-Verordnung in dem anderen Mit­
gliedstaat zu vollstrecken ist? 

4. Ist, wenn die Vollstreckung eines Zwangsgelds in einem 
anderen Mitgliedstaat beantragt wird, zu verlangen, dass 
die Höhe des zu vollstreckenden Zwangsgeld in dem Mit­
gliedstaat, in dem die Entscheidung ergangen ist, gesondert 
endgültig festgesetzt wurde, auch wenn bei der Vollstre­
ckung die Brüssel I-Verordnung keine Anwendung findet? 

5. Wenn ein zur Durchsetzung des elterlichen Umgangsrechts 
festgesetztes Zwangsgeld (astreinte) in einem anderen Mit­
gliedstaat vollstreckbar ist, ohne dass die Höhe des zu voll­
streckenden Zwangsgelds im Ursprungsmitgliedstaat geson­
dert endgültig festgesetzt wurde: 

a) Setzt die Vollstreckung des Zwangsgelds dennoch vo­
raus, dass nachgeprüft wird, ob das Umgangsrecht durch 
Gründe verhindert worden ist, deren Berücksichtigung 
im Hinblick auf die Rechte des Kindes unerlässlich 
war, und 

b) welches Gericht ist dann für die Prüfung dieser Um­
stände zuständig, genauer gesagt, 

i) beschränkt sich die Zuständigkeit des Gerichts des 
Vollstreckungsstaats stets auf die Prüfung, ob die be­
hauptete Verhinderung des elterlichen Umgangs­
rechts auf einem Grund beruhte, der aus der Ent­
scheidung in der Hauptsache ausdrücklich hervor­
geht, oder
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ii) ergibt sich aus den in der Charta der Grundrechte 
der Union geschützten Rechten des Kindes, dass das 
Gericht des Vollstreckungsstaats eine weiter gehende 
Befugnis oder Verpflichtung hat, zu prüfen, ob das 
Umgangsrecht durch Gründe verhindert worden ist, 
deren Berücksichtigung zum Schutz der Rechte des 
Kindes unerlässlich war? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 
über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
(ABl. L 12, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 
2003 über die Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstre­
ckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend 
die elterliche Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1347/2000 (ABl. L 338, S. 1). 

Klage, eingereicht am 27. Januar 2014 — Königreich Spa­
nien/Europäisches Parlament und Rat der Europäischen 

Union 

(Rechtssache C-44/14) 

(2014/C 71/22) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Kläger: Königreich Spanien (Prozessbevollmächtigter: A. Rubio 
González) 

Beklagte: Europäisches Parlament und Rat der Europäischen 
Union 

Anträge 

Der Kläger beantragt, 

— Art. 19 der Verordnung (EU) Nr. 1052/2013 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2013 ( 1 ) 
zur Errichtung eines Europäischen Grenzüberwachungssys­
tems (EUROSUR) für nichtig zu erklären; 

— den beklagten Organen die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Verletzung von Art. 4 des Schengen-Protokolls in Verbindung 
mit dessen Art. 5. Art. 19 der EUROSUR-Verordnung sehe für 
die Teilnahme des Vereinigten Königreichs und Irlands an 
EUROSUR ein Ad-hoc-Verfahren mittels Übereinkünften über 
Zusammenarbeit vor. Dadurch sei für die Teilnahme dieser Mit­
gliedstaaten ungeachtet von Art. 4 des Schengen-Protokolls ein 
Verfahren vorgesehen worden, das das Vereinigte Königreich 
und Irland materiell mit einem Drittland gleichstelle. 

( 1 ) ABl. L 295, S. 11.
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